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Berufspädagogische Aspekte zur Ausbildung betriebücher Ausbilder
Das Phänomen ist bekannt: Immer dann, wenn der Zustand einer Ausbüdung beklagt,
Defizite diagnostiziert und Veränderangswünsche artikuliert werden, spielt in der Be¬
dingungsanalyse, die auf die Ursachen der monierten Zustände und Defizite hinführen
soll, der Vermittler in der Ausbildungsmaßnahme eine große RoUe. So üeßen sich viele
Beispiele aus der schulischen, betrieblichen und hochschuüschen Ausbildung in Ver¬
gangenheit und Gegenwart finden, in denen der Anteil des Vermittlers an der unbefrie¬
digenden Situation als bedeutsam oder gar überwiegend angesehen wird, vorausgesetzt, es
lassen sich überhaupt Ansprüche an die Planung und Durchführung einer Ausbildungs¬
maßnahme formulieren, die einer Bedingungsanalyse zugänglich sind.
Für die betriebliche Berufsausbildung gilt seit jeher als oberstes Prüfkriterium ihrer Quali¬
tät die berufliche Tüchtigkeit der Auszubildenden am Ende der Ausbildungsmaßnahme.
So haben sich jüngst (im Sommer 1980) wichtige Repräsentanten des dualen Systems der
Berufsausbildung, nämlich das Kuratorium der Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung,
der Bundesverband der Lehrer an Beraflichen Schulen und der Bundesverband der Lehrer
an Wirtschaftsschulen, auf „Grundaussagen zur Entwicklung der Berufsausbildung" ge¬
einigt, in denen dieses oberste Ziel der Berufsausbildung gefestigt wird: „Ziel der Ausbil¬
dung in anerkannten Ausbildungsberufen ist es, ohne betriebliche Nachlemphase zu be¬
fähigen, den erlernten Beruf auszuüben." (Auf diese im Kontext dieser Abhandlung
wichtige Zielsetzung wird später noch eingegangen werden.)
Seit alters her versteht sich die Berufsausbildung aber nicht nur als eine Institution, die
berufliche Tüchtigkeit hervorbringen soll; sie verfolgt darüber hinaus weitergehende päd¬
agogische Ziele. Pädagogisch könnte freilich lediglich heißen — und vielfach ist diese Auf¬
fassung noch heute anzutreffen —, daß die Ausbildungsmaßnahme didaktischen Stoffzu-
bereitungsanforderungen und lernpsychologischen Darbietungsansprüchen gerecht
werden müsse. Das Handwerk, das jahrhundertlang der dominante Träger von Berufs¬
ausbildungsmaßnahmen war und j a auch heute noch einen wesentlichen Anteil hat (41%),
betont spätestens seit der frühmittelalterlichen zünftlerischen Berufsausbildung ein
weitergehendes pädagogisches Verständnis von Berufsausbildung: Die Lehre müsse den
Lehrling nicht nur in die Arbeitswelt der Zunft, sondern auch in deren Lebenswelt ein¬
führen, und das hieß eben, daß sie auch einen erzieherischen Auftrag habe (Stratmann
1967, S. llOff.). Aber schon die Merkantilisten des 18. Jahrhunderts versuchten, diesen
komplexen Auftrag zu reduzieren und die Bedeutung einer fachlichen Ertüchtigung der
Lehrlinge herauszustellen (Stratmann 1967, S. 32). Ohne hier den Wandlungen in der
Zielsetzung der Berufsausbildung nachgehen zu können, genügt es, festzustellen, daß das
Berufsbildungsgesetz von 1969 letztlich die merkantilistische Auffassung untermauert hat:
Die für die Ausübung einer quaüfizierten beruflichen Tätigkeit notwendigen fachUchen
Fertigkeiten und Kenntnisse sind in einem geordneten Ausbildungsgang zu vermitteln;
Berufserfahrungen sind zu ermögUchen (§ 1,2). Der Erziehungsauftrag im Lehrverhältnis
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ist auf die nichtssagende und betiebig interpretierbare Formel reduziert worden, daß der
Ausbildende (Lehrherr) dafür zu sorgen habe, „daß der Auszubildende charakterlich
gefördert sowie sitthch und körperlich nicht gefährdet" werde (§ 6,1, Satz 5).
Wemger diese Aufgabenreduktion, die zwar dem immer noch latenten handwerküchen
Selbstverständnis von Berufsausbildung widerspricht, der industriellen Rationalität
jedoch entgegenkommt, als vielmehr der gewandelte gesellschaftliche Stellenwert von
Berufsausbildung haben ihre pädagogische Bandbreite erneut diskutierbar gemacht. Seit
betriebliche Berufsausbildung — wenn auch erst vereinzelt und noch nicht durch einen
geseUschafthchen Konsens abgesichert - nicht mehr ausschheßUch als unternehmerische
ArbeitskräftepoUtik, sondern auch als öffentliche Aufgabe verstanden werden kann
(Lipsmeier 1974), ist ein neuer geseUschafthcher Stellenwert und damit auch eine neue
pädagogische Intentionalität sichtbar geworden, die begrifflich in ihren Zielen an zünft-
lerische Tradition zwar anknüpft (Vorbereitung nicht nur auf den Beraf, sondern auf das
Leben insgesamt), inhalthch sich jedoch von ihr weit entfernt hat. Sichtbarsten und viel¬
fachen Ausdrack bekam dieses neue Verständnis in den büdungspoütischen Initiativen
der gesellschaftspolitischen Reformwelle in den späten 60er und den frühen 70er Jahren.
Beispielhaft seien in Erinnerung gerufen:
(1) Deutscher Bildungsrat, Empfehlungen der Bildungskommission: Zur Verbesserung der
Lehrlingsausbildung. Januar 1969; hier heißt es: Die Berufsausbildung soll „stärker als bisher unter
öffentliche Verantwortung gestellt werden" (Vorwort); für sie sollen „dieselben bildungspolitischen
Ziele und Leitvorstellungen gelten" wie für das allgemeinbildende Schulwesen und die Hochschulen
(S. 47).
(2) Deutscher Bildungsrat, Empfehlungen der BUdungskommission: Strukturplan für das BU¬
dungswesen. Februar 1970; hier wird gefordert: Die berufliche BUdung muß nicht nur „aus sich her¬
aus theoretischer werden, sondern es müssen sinnvoU mit den berufsspezifischen Inhalten verbundene
aUgemeine Inhalte in sie integriert werden" (S. 165); „Lehrer an beruflichen Schulen sollten grund¬
sätzUch die gleichen aUgemeinen Lemziele bei ihren Schülern anstreben wie die Lehrer anderer
Bildungseinrichtungen" (S. 243).
(3) Bundeskabinett: Grundsätze zur Neuordnung der beruflichen Bildung (Markierungspunkte),
15. 11. 1973: „Die Notwendigkeit einer verstärkten öffentlichen Verantwortung für die berufliche
Bildung ist unbestritten.... öffentliche Verantwortung für die berufliche Bildung bedeutet konkret,
daß die Quaütät der beruflichen BUdung nicht von den ZufälUgkeiten der regionalen Wirtschafts¬
struktur und nicht vom besonderen wirtschaftlichen Interesse eines Betriebes abhängig sein darf"
(S. 5). „Die staatliche Verantwortung gilt für alle Lernorte" (S. 11).
Daß mit diesem neuen Verständnis der Berufsausbildung auch Konsequenzen für deren
Organisation und Inhalte, also auch Veränderungen in der Qualifikationsstraktur der
betriebüchen Ausbilder und der Berafsschullehrer einhergehen müßten, lag auf der Hand
und wurde vielfach seit den späten 60er Jahren artikuliert. Die entsprechenden Forde¬
rangen fanden auch ihren Niederschlag im Berufsbildungsgesetz von 1969, wenn auch in
unzureichender Weise: Ein Ausbilder, so heißt es dort, ist fachlich nicht geeignet, wenn er
„die erforderlichen beruflichen Fertigkeiten und Kenntnisse oder die erforderlichen
berafs- und arbeitspädagogischen Kenntnisse nicht besitzt" (§ 20, 3). Auf dem Verord¬
nungswege ist dann in den folgenden Jahren die dünne gesetzüche Vorgabe über den Kreis
des Handwerks (Meisterprüfung) hinaus ausgefüllt worden, und zwar mit den Ausbilder¬
eignungsverordnungenfürdiegewerbliche Wirtschaft (20.04.1972), für die Landwirtschaft
(05. 04. 1976), für den öffentlichen Diemt (16. 07. 1976) und für die Hamwirtschaft
(21. 06. 1978) sowie die Prüfungen für lndustriemebter, Schwimm-Mebter und Schiffs-
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betriebsmebter; der Kreis soll noch weiter ausgedehnt werden, so besonders auf diefreien
Berufe (Architekten, Ärzte, Rechtsanwälte etc.; vgl. BundesministerfürBildung und
Wissenschaft: informationen büdung und Wissenschaft, 9/79, S. 171 ff.).
Die Verordnungen legen u. a. auch den Zeitpunkt fest, bis zu dem aUe Ausbilder ihre Eig¬
nung nachzuweisen haben, was besonders im gewerblichen Bereich angesichts seiner
quantitativ überragenden Bedeutung und seiner höchst unterschiedUchen Betriebsstrak-
turen und -großen von Anfang an auf Schwierigkeiten stieß. Vor allem unter dem Drack
der Wirtschaft sah sich die Bundesregierung mehrfach genötigt, Zugeständnisse in
der Verschiebung des Nachweis-Datums zu machen, zuletzt mit der am 21. 03.1977 er¬
lassenen Änderung der Ambüder-Eignungsverordnung gewerbliche Wirtschaft (Fristver¬
längerung bis zum 31. 12. 1984). Doch nicht dieser bildungspoütisch aussagekräftige
Vorgang, der die Machtverhältnisse in der Berufsausbüdung offenlegt, soU hier themati¬
siert werden; vielmehr soll auf inhaltliche Aspekte der Ausbilder-Qualifizierung näher
eingegangen werden.
In den Ausbilder-Eignungsverordnungen sind die berufs- und arbeitspädagogischen Sach¬
gebiete nur grob umrissen worden; es handelt sich um: Grundfragen der BerufsbUdung,
Planung und Durchführung der Ausbildung, der Jugendliche in der Ausbildung, Rechts¬
grundlagen. Zur Präzisierung dieser Vorgaben ist vom Bundesausschuss für Berufs¬
bildung (§§ 50-53 BBiG), der inzwischen durch den Hauptausschuß ersetzt worden ist
(§ 15 Ausbildungsplatzförderungsgesetz vom 07. 09. 1976), eine „Empfehlung für einen
Rahmenstoffplan zur Ausbildung von Ausbildern" am 28729. 03. 1972 verabschiedet
worden. Der Rahmenstoffplan ist ausdrücklich auf diejenigen Inhalte beschränkt, die
heute als Mindestvoraussetzung von Ausbildenden und Ausbildern gefordert werden
müssen. Die Sachgebiete des Rahmenstoffplans sollen — in der oben angegebenen Rei¬
henfolge der Verordnung — umfangmäßig im Verhältnis 1:5:3:1 zueinander gewichtet
werden. Als Mindeststundenzahl werden 120 Stunden, als wünschenswerte Stundenzahl
200 Stunden angegeben.
Auf der Basis der Verordnungen und des Rahmenstoffplans ist seit 1972 eine FüUe von
Maßnahmen angelaufen. Am bekanntesten wurde zunächst der mit großen Hoffnungen
versehene Fernseh-Medienverbundkurs „Ausbildung der Ausbilder" (AdA), dessen
Resonanz jedoch weit hinter den Erwartungen zurückblieb. Viele Lehrgänge wurden, be¬
sonders in der Trägerschaft von Kammern, eingerichtet, viele Modellversuche wurden
durchgeführt (vgl. bes. Hanischet al. 1976; Bundesinstitut 1979; BayerischesStaats¬
ministerium 1978; Ausbildungsförderungszentrum Essen; vgl. auch die kritische
Würdigung der ModeUversuche im Beitrag von G. Patzold in diesem Heft), viele Kon¬
zepte entworfen und veröffentlicht. Diese Vielfalt kann hier nicht resümierend vorgestellt
werden. Statt dessen soll unter pädagogischen Aspekten einigen Leitfragen nachgegangen
werderi, die sich wie folgt formulieren lassen: (1) Ist durch die Quahfizierungsmaßnahmen
für die Ausbilder eine Verbesserung der Berufsausbildung, gemessen an den Qualitäts¬
standards der Lehrhngsempfehlung von 1969, erreicht worden? (2) Ist die Berufsbildung
durch diese Maßnahmen aus der geseUschafthchen und büdungspoütischen Isolation her¬
ausgeführt und stärker einer öffentüchen Verantwortung zugeführt worden? (3) Ist die
Berufsausbildung durch diese Maßnahmen eine pädagogische Einrichtung mit einem
gesellschaftlichen Auftrag geworden? - Keine dieser Fragen ist auf der Basis des ver-
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fügbaren Datenmaterials im strengen wissenschafthchen Sinne beantwortbar, da sie nicht
empirisch überprüft worden sind; dennoch sind aus meiner Sicht wissenschaftlich vertret¬
bare Antworten möglich.
(1) Verbesserung der Berufsausbildung?
Mißt man die derzeitige Situation der Berufsausbildung an den Kriterien, die in der Lehr-
Ungsempfehlung des Deutschen Bildungsrats von 1969 formuliert worden sind
(DeutscherBildungsrat 1969, S. 14: Vollständigkeit, Planmäßigkeit und theoretische
Fundierung der Ausbildung; Einsicht in die sozialen Strukturen und Prozesse der Be¬
triebe; üidividueUe Förderungsmöglichkeiten für die Lehrlinge; angemessene Anzahl von
Ausbildern; fachliche und pädagogische Qualifikation der Ausbilder; angemessene Ein¬
richtung und angemessenes Arbeitsprogramm des Ausbildungsbetriebes), dann fällt an¬
gesichts der Vielgestaltigkeit und Komplexität dieser Vorgaben eine bündige Antwort
schwer. Pauschal müßte sie lauten: Ja, die Quaütät der Berufsausbildung hat sich seit
1969 positiv verändert. Diese Verbesserung ist allerdings nicht ausschließlich auf die
Maßnahmen zur Ausbildung der betriebüchen Berufsausbilder zurückzuführen. Es
gibt freilich auch gegenteilige Auffassungen; so betont MlCHELSEN (1980, S. 232) aufgrund
seiner empirischen Untersuchungen, daß die Schulungsmaßnahmen „(noch) nicht
zu einer Verbesserung der Ausbildungspraxis geführt haben" - auf der Basis seiner
Kriterien, auf die später noch einmal eingegangen wird, durchaus plausibel. Michelsen
sieht ein Mißverhältnis zwischen den von den Ausbildern für wichtig erachteten und den
von der Ausbilder-Eignungsverordnung vorgesehenen Ausbildungsinhalten. Abgesehen
davon, daß der Rahmenstoffplan dem Inhaltsbereich „Planung und Durchführung der
Ausbildung" mit 50% der Gesamtstunden des Lehrgangs eine große Bedeutung beimißt,
wird diese Gewichtung durch die Einschätzung der Ausbilder noch verstärkt: Offensicht¬
lich halten die Ausbilder und auch die Planer von Lehrgängen für Ausbüder diesen Lern¬
bereich -jedenfaUs nach einigen Untersuchungen - für zentral (Michelsen 1980, S. 233;
Bundesinstitut 1979, S. 6f.; Hanisch et al. 1976, S. 16, S. 129). Wenn dann noch als
wesenthches Ergebnis eines Modellversuchs des Bundesinstituts für Berufsbildung
und der Firma Siemens zur Entwicklung eines Lehrgangskonzepts für die Weiterbildung
von Ausbildern die Erarbeitung fachdidaktischer Bausteine ausgegeben wird (Bundes¬
institut 1979, S. 7), verstärkt sich die durch andere Analysen gewonnene Erkenntnis,
daß die Ausbilder geneigt sind, ihre Aufgabe auf beruflich-fachliche Aspekte der Berufs¬
ausbildung mit dem Ausbildungsziel „berufliche Tüchtigkeit" einzuengen und sie aus
dem komplexen gesellschaftlichen und pädagogischen Kontext zu lösen: der Ausbilder als
„Fachdidaktiker" (Bundesinstitut 1979, S. 108; Peege 1973, S. 124). Eine Analyse
repräsentativer Materialien, die in der Ausbilderqualifizierung eingesetzt werden, hatte
nämlich ergeben, daß ein insgesamt entpolitisiertes und enttheoretisiertes Konzept vor¬
herrscht (Lipsmeier 1974b, S. 24), ein Ergebnis, das einige Jahre später bestätigt worden
ist (Geissler 1976, S. 74) und auch heute noch stimmen dürfte.
Die Professionalisierung des betrieblichen Ausbilders als Fachdidaktiker dürfte, wenn
überhaupt, lediglich für eine kleine Gruppe von Ausbildern tragfähig sein, nämlich für
diejenigen, die hauptberuflich und schwerpunktmäßig in den Betrieben in der fachlich¬
theoretischen Unterweisung (Patzold 1977, S. 271) oder in der Ausbildungsplanung
tätig sind, und dieser Anteil ist schon bei den 281000 Ausbildern im Bereich der Industrie-
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und Handelskammern (Deutscher Industrie- und Handelstag 1979, S. 75) sehr
gering, von den Ausbildern im Handwerk und in den anderen Bereichen ganz zu schwei¬
gen. Gleichwohl soU nicht verkannt werden, daß die Förderung fachdidaktischer Kompe¬
tenz von Ausbildern als ein Beitrag zur Verbesserung der BerafsausbUdung angesehen
werden muß, wenn auch nicht übersehen werden darf, daß offensichtUch der SteUenwert
von Systematisierang, Lernzieloperationalisierang und Evaluierung überschätzt wird.
An dieser Stelle erscheint es angebracht, einen kurzen Bhck auf die Behandlung dieser Probleme im
Rahmen der BerufsschuUehrerausbildung zu werfen. Dies Uegt nahe nicht nur wegen der gemein¬
samen organisatorischen Struktur des dualen Systems, in dem die betriebUchen Ausbüder und die
BerufsschuUehrer tätig sind, sondern auch wegen gewisser ParaUelen in der Professionaüsierungs-
geschichte.
Als das berufliche Schulwesen zu Beginn des 19. Jahrhunderts entstand und sich differenzierte, wurde
auch eine eigenständige Lehrerausbildung zunehmend erforderUch, da für den Unterricht bis dahin
lediglich VolksschuUehrer, Geistliche und Handwerker zur Verfügung standen. An einer der ersten
Technischen Hochschulen, nämlich an der Polytechnischen Schule in Karlsruhe, wurde im Jahre 1834
die erste akademische Ausbildungsmögüchkeit für Gewerbelehrer eingerichtet. Baden war damit
anderen Ländern weit voraus; doch nach 1880 wurde die Gewerbelehrer-Ausbildung hier wieder aus
dem Bereich der technischen Hochschule ausgegliedert und den Fachhochschulen übertragen. Eine
eigenständige Gewerbe- und Handelslehrer-Ausbildung wurde vor dem ersten Weltkrieg in Bayern,
Württemberg, Preußen und Sachsen aufgenommen. Während die Handelslehrerausbildung von den
Handelshochschulen etwa seit 1900 wahrgenommen wurde, dehnte die staatliche Unterrichtsver¬
waltung im gewerblichen Bereich für die meist nebenamtlich an den Fortbildungsschulen tätigen
VolksschuUehrer die anfangs eingerichteten mehrwöchigen Kurse lediglich auf einjährige Dauer aus.
Zu diesen Kursen, die teils an eigens gegründeten Instituten durchgeführt wurden, waren auch häufig
Fachschulabsolventen und Meister, die sog. Praktiker, zugelassen; die große Nähe dieser Maßnahmen
zur heutigen Ausbildung betrieblicher Ausbilder ist unverkennbar.
Mit diesen Hinweisen auf die Akademisierung der Berufsschullehrerausbüdung und die Zulassung
von Praktikern zu diesem Studium bzw. der Praxiskompetenz von Berufsschullehrern sind zentrale
Problembereiche angesprochen, die jahrzehntelang im Zentrum der berufspädagogischen Diskussion
standen und bis heute noch nicht endgültig gelöst sind. Während die Handelslehrer-Ausbildung etwa
seit 1900 an den wissenschaftlichen Hochschulen zumeist in sehr enger Anlehnung an die Studien¬
gänge von Diplom-Volks- bzw. Diplom-Betriebswirten orientiert wurde, blieb die Gewerbelehrer-
Ausbildung vorerst am seminaristischen Ausbildungsmodell ausgerichtet. Erst mit Beginn der sech¬
ziger Jahre wurde auch die Gewerbelehrerausbildung von den Instituten bzw. Akademien an die
Wissenschaftüchen Hochschulen verlagert. Das führte auch zu einer Veränderung der ZugangsquaU-
fikationen zu diesem Studium: Statt abgeschlossener Berufsausbildung in einem Ausbildungsberuf
(z. B. Maschinenschlosser), mittlerer Rehe und dem Abschluß einer Fachschule (z. B. Meister oder
Techniker) bzw. dem Abschluß einer höheren Fachschule (z. B. als Ingenieur) waren nunmehr mit
der Akademisierung der Gewerbelehrer-Ausbildung Abitur und Kurzpraktikum für die Aufnahme
des Studiums erforderUch. Die einheitliche Struktur mit der Zugangsvoraussetzung des Abiturs,
einem (unterschiedlich langen) Praktikum, einer einheitlichen Mindeststudiendauer (8 Semester)
und einem formal gleichartigen Abschluß (1. Staatsexamen oder Diplom) wurde dann durch die KMK-
Rahmenordnung für die Diplomprüfung der Diplom-Handelslehrer vom 6. 6. 1968 und durch die
KMK-Rahmenvereinbarung über die Ausbildung und Prüfung für das Lehramt mit Schwerpunkt
Sekundarstufe II — Lehrbefähigungen für Fachrichtungen des beruflichen Schulwesens — vom 5. 10.
1973 scheinbar gefestigt, obwohl diese beiden Vereinbarungen schon von Anfang an in manchen
Punkten nicht auf einen Nenner zu bringen waren.
Die Widersprüchlichkeiten und damit Auseinandersetzungen der Studiengänge in den Ländern der
Bundesrepubük vergrößerten sich darum vor allem durch folgende Einflüsse: (a) Unter dem Druck
der Lehrerknappheit richteten manche Länder seit Anfang der 70er Jahre Aufbaustudiengänge für
Fachhochschulabsolventen ein. Die unterschiedUchen Konzeptionen dieser Studiengänge, der bU¬
dungspoUtische Verzicht auf die Gesamthochschule als Regelhochschule (Entwurf HRG), der nach¬
lassende Berufsschullehrerbedarf sowie die unterschiedliche Einschätzung der Quaütät dieser Stu-
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diengänge durch manche Länder haben diese Modelle inzwischen wieder an den Rand gedrängt,
(b) Durch den zunehmenden Bedarf an fachpraktischer Ausbüdung im beruflichen Schulwesen, be¬
dingt vor allem durch den Ausbau des Berufsgrundschuljahres und den Berufsfachschulen, und durch
die gestiegenen quaUtativen Anforderungen an diesen Unterricht, der nicht mehr von den „Prakti¬
kern" (Meistern etc.) voll abgedeckt werden konnte, in dem aber auch die universitär ausgebildeten
Berufsschullehrer überfordert sind, wurde ein neuer Lehrertyp, der Lehrer für Fachpraxis (KMK-
Rahmenvereinbarung von 1973), erforderlich.
Inzwischen hat sich, nicht nur durch diese Einflüsse, sondern auch durch unterschiedliche
Kultur-, Hochschul- und Verbandsaktivitäten und -maßnahmen die BerafsschuUehrer¬
ausbüdung konzeptionell so weit auseinanderentwickelt (Georg/Lauterbach 1979;
Wainer 1979), daß dieser Zustand allgemein beklagt wird und Vereinheitlichungsmaß¬
nahmen geboten erscheinen, denn die Immobiütät der Lehrer und die Verstärkung der
Nichtanerkennung von Ausbüdungsgängen durch Bundesländer können bildungspolitisch
nicht wünschenswert sein. Zusätzlich hat sich die unterrichthche Situation der verschie¬
denen „Berufsschullehrer"-Kategorien unter der jeweils dominanten Theorie- oder
Praxiskompetenz zu einer Konkurrenz-Situation geführt, die weder didaktisch noch päd¬
agogisch sinnvoll (RAUNER 1980) ist.
Die zentrale Aufgabe des Lehrers an beraflichen Schulen besteht darin, seine Schüler zu
befähigen, komplexe berufliche Situationen zu bewältigen sowie ün gesellschaftlichen wie
im privaten Leben politisch- und sozial-verantwortungsbewußt zu handeln. Die hierfür
erforderüche Kompetenz gewinnt der künftige Lehrer an beraflichen Schulen nicht nur
aus der fachdidaktischen Durchdringung einer oder mehrerer Bezugswissenschaften der
beraflichen Fachrichtung, sondern auch aus der didaktischen Analyse der komplexen be¬
ruflichen Situation selbst: „Der Lehrer an beruflichen Schulen muß die Arbeitswelt als
die Welt seiner Schüler und insbesondere als Ausbüdungsstätte der Auszubildenden
kennen und die Verflechtung eines speziellen Arbeitsbereiches mit der Gesamtwirtschaft
sehen" (Deutscher Bildungsrat: Strukturplan, S. 243). Die Funktion des Studiums
der Berufs- und Wirtschaftspädagogik besteht im wesentüchen darin, hierfür die notwen¬
digen Voraussetzungen zu vermitteln (vgl. dazu die SteUungnahme der Sektion Berufs¬
und Wirtschaftspädagogik zum berufs- und wirtschaftspädagogischen Studium der Lehrer
an beruflichen Schulen vom 19. 2. 1979).
Es muß jedoch betont werden, daß das berufspädagogische Leitbild des Berufsschullehrers bis weit
in die 60er Jahre hinein der Fachmann war: Ei selbst verstand sich als Experte für einen bestimmten
Ausschnitt der Berufs- und Arbeitswelt, repräsentiert für ihn durch eine jeweils dominante Fach¬
wissenschaft oder ein homogenes Fächerkonglomerat (z. B. Ökonomie, Technik) und im Professio-
naüsierungsprozeß abgesichert durch ein außerpädagogisches Leitbild, z. B. des Diplom-Kaufmanns
oder des Diplom-Ingenieurs. Die bis dahin noch die universitäre Ausbildung bestimmende berufs¬
pädagogische Theorie, nämlich die Berufsbildungstheorie unterschiedlicher Ausprägung, war ledig¬
üch Beiwerk; sie hatte mehr die Funktion, Berufsausbildung als pädagogische Veranstaltung zu legiti¬
mieren, als daß sie eine in konkrete Ausbildungsmaßnahmen übertragbare Handlungsanleitung ge¬
wesen wäre. In diesem Zustand lag ohne Zweifel in den 60er Jahren eine Parallelität, wenn auch auf
unterschiedlicher Ebene, zwischen Berufsschullehrern und betrieblichen Ausbildern: Der Zustand
der Berufsschullehrerausbildung und des Selbstverständnisses der Berufsschullehrer fand seine Ent¬
sprechung in der Ausbüdung der Ausbilder und dem Selbstverständnis dieser Gruppe, denn für beide
Berufe liefen Qualifizierungsprozeß und Rollenverständnis auf den Experten hinaus. Dem entsprach
folgerichtig, daß in der Ausbildung der Lehrlinge deren berufliche Ertüchtigung eindeutig und ein¬
seitig im Vordergrund stand. In diesem Zusammenhang blieb die „bewahrende" Berufspädagogik
(Lipsmeier) der 60er Jahre bei der Konzeptionierung des Ausbildungsprogramms der betrieblichen
Ausbilder unwirksam; für eine solchermaßen eingeengte Zielperspektive von Berufsausbildung
BerufspädagogbcheAspekte zurAmbildung betrieblicherAmbüder 819
konnte sie nicht greüen. Für die BerufsschuUehrer begann die Revision von Ausbüdung und Selbst¬
verständnis ün Sinne emer stärkeren Einbindung in die gesellschaftUchen, bUdungspoUtischen und
pädagogischen Entwicklungen erst in den 70er Jahren, wenn auch die meßbaren Erfolge immer noch
bescheiden sind; die Ausbilder hingegen scheinen noch stärker der Tradition der 60er Jahre verhaftet
zu sein.
(2) Berufsambildung ab öffentliche Aufgabe?
Es läßt sich bislang nicht feststellen, ob durch die Maßnahmen zur AusbUderquaüfizierung
die Berufsausbüdung aus ihrer geseUschaftüchen und büdungspoütischen Isolation, die bis
gegen Ende der 60er Jahre fraglos gegeben war, herausgelöst und stärker einer öffent¬
üchen Verantwortung zugeführt worden ist (vgl. dazu auch den Beitrag von E. Koenen in
diesem Heft). Die seit den 70er Jahren verstärkte öffentliche Beachtung der Berufsaus¬
bildung ist wohl durch die Ausbilder selbst am wenigsten gefördert worden, was auch ange¬
sichts des Interessenkonflikts, in dem sie stehen, erklärlich ist; denn einerseits sind sie auf
die betrieblichen Zwecksetzungen verpflichtet, andererseits müssen oder müßten sie eine
erzieherische Grundposition vertreten, und Ökonomie und Pädagogik haben noch nie gut
zueinander gepaßt, stehen zumindest in einem spannungs- und konfliktreichen Verhältnis.
Dieses latente Konfliktpotential wird noch dadurch angereichert, daß die Wirtschaft nach
wie vor auf dem Grundsatz der Selbstverwaltung in der Berufsausbildung beharrt. Dieses
Prinzip wird von ihr zweifach begründet: Zum einen komme die Ausbüdungsbefugnis den
Unternehmen deshalb zu, weil die Berufsausbildung als Teil der Berufsausübung ange¬
sehen wird und damit unter das Grundrecht der Berufsfreiheit falle (Art. 12 Abs. 1 Grund¬
gesetz); zum anderen dürfe der Staat wegen der Wirksamkeit des Subsidiaritätsprinzips
nur in dem Maß in die betriebliche Berufsausbildung reglementierend oder ersatzweise als
Anbieter von Ausbüdungsplätzen eingreifen, in dem die Wirtschaft oder ihre Selbstver¬
waltungsorgane (Kammern) die Ausbildung vernachlässigten. Wenn dann noch dieses
rechthch sicherlich abgesicherte, politisch und pädagogisch angesichts der Bedeutung der
Berufsausbildung für die Gesellschaft und für das Individuum aUerdings zweifelhafte
Selbstverwaltungsprinzip noch von Berufspädagogen in seiner scheinbaren Legitimität
gestützt wüd (Zabeck 1975 a; Abraham 1977), ist es durchaus verständhch, daß die be¬
trieblichen Ausbilder allen bildungspolitischen und didaktischen Maßnahmen, die dieses
Prinzip gefährden könnten, kritisch gegenüberstehen. So lehnen sie Veränderangen des
dualen Systems, die Einführung des Blockunterrichts in der Berafsschule und das schuli¬
sche Berufsgrundbildungsjahr beispielsweise ab (Patzold 1977, S. 274f.), wobei sie sich
stark mit Unternehmerpositionen identifizieren.
(3) Berufsambildung abpädagogbche Einrichtung?
Für die*Beantwortung dieser Frage messe ich dem Selbstverständnis der Ausbilder eine
große Bedeutung zu. Der Bayerische Modeüversuch, der sich „ein primär auf die Selbst¬
reflexion der Ausbilder ausgerichtetes Seminarkonzept zu realisieren" vorgegeben hatte
(Bayerisches Staatsministerium 1978, S. 65), ist von seinem Ansprach her in beson¬
derer Weise geeignet, dieser Frage nachzugehen, auch wenn er angesichts des Konzepts
der wissenschaftüchen Begleitung (ebd., S. 46 ff.) auf die Erhebung „harter" empirischer
Daten weitgehend verzichtet.
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Der Ansatz der vielen Modellseminare, die durchgeführt worden sind (Baumgardt/
Czycholl/Geissler/Müller 1974; auch die Dokumentationen über die anderen Mo-
deUseminare sind zumeist von dieser Autorengrappe veröffentUcht worden), wurde offen¬
sichtUch von den Teilnehmern getragen (Bayerisches Staatsministerium 1978, S. 71):
„Der Eindrack der Veranstaltungen, den die Ausbilder gewinnen, entscheidet über üir
weiteres Verhalten in der Ausbildung, die Anwendung des Erlernten und das Interesse
an Fortbildung. Kenntnisvermittlung reicht aUein nicht aus, um eine langfristige Steige¬
rung der Ausbildungsqualität zu erreichen. Berufliches Selbstverständnis, die Fähigkeit,
Ausbildungsinteressen zu erkennen, zu formulieren und zu vertreten, Verhaltenstraining,
Selbstreflexion und Hinterfragung der Einstellungen sind für das Ausbildungspersonal
wesentüche Voraussetzungen für die erfolgreiche Weiterentwicklung der beruflichen
Bildung" (ebd., S. 74). Diesem Ansatz entsprechend, wurde eine große Fülle von Aspek¬
ten zur Reflexion über die sozialen Rollen des Ausbilders (ebd., S. 118ff.) und über die
pädagogischen Selbstrollen des Ausbilders (ebd., S. 122ff.) entwickelt. Die Untersuchun¬
gen der wissenschafthchen Begleitung haben ergeben, „daß die meisten Ausbilder ein
großes Interesse an Fragen und Problemen im Zusammenhang mit ihrer Berufsrolle
haben" (ebd., S. 134). Wenn jedoch nach vielen Modellversuchen zugegeben werden
muß, daß noch völüg offen sei, „welche Lernziele im Rahmen der dafür notwendigen Ver¬
anstaltungen angestrebt werden sollten, welche Stoffkomplexe sich für die Erreichung
dieser Lemziele am besten eignen und welchen methodischen Anforderungen diese Ver¬
anstaltungen genügen müssen" (ebd., S. 134f.), so stimmt das Ergebnis insgesamt bezüg¬
lich der Frage, die ich hier zu beantworten versuche, sehr skeptisch, zumal die Autoren sich
die kritische Frage stellen, ob nicht ein solches Seminarkonzept die Ausbilder überfordern
würde (ebd., S. 136).
Diese Einschätzung ist nach sonst noch zugängUchen Ergebnissen aus ModeUversuchen
oder empirischen Untersuchungen sowie nach meinen langjährigen Erfahrangen in der
Ausbilderquaüfizierung durchaus angebracht. So stellt Michelsen (1980, S. 233) fest,
daß mit den zumeist kurzfristigen Schulungsmaßnahmen „nur bedingt das Bewußtsein für
pädagogische Probleme zu wecken" sei. Hierbei bleibt allerdings zu fragen, wieweit über¬
haupt durch zeitüch begrenzte Ausbildungsmaßnahmen dauerhaft Einstellungsverände-
rangen herbeigeführt werden können, eine Frage, die angesichts der Untersuchungsergeb¬
nisse bei Lehrerstudenten durchaus auch für die betrieblichen Ausbilder mit großer Skep¬
sis gesteUt werden muß. Die KonstanzerUntersuchung hat ja ergeben, daßzwar im Studium
der Konservativismus-Pegel von Lehrerstudenten gesenkt und dementsprechend ein
hohes Innovationspotential aufgebaut werden kann, daß jedoch die berufliche Praxis (Re¬
ferendariat, Schuldienst) mit ihrem Anpassungsdruck wieder eine NivelUerang herbei¬
führt (Cloetta 1975, S. 176).
Aussagekräftig sind unter diesen Aspekten auch die Ergebnisse der Befragung durch
Patzold (1977): Es sei nicht zu übersehen, „daß bei betrieblichen Ausbildern nur geringe
Neigungen bestehen, sich mit den Interessen der ihnen anvertrauten Jugendüchen zu iden¬
tifizieren, wodurch die Zusammenarbeit mit den Auszubildenden charakterisiert und
bestimmt ist. Wahrscheinlich eine Konsequenz des ohnehin nur gering ausgeprägten päd¬
agogischen Selbstverständnisses vieler Ausbilder" (S. 276; s. dazu auch den Beitrag von
Patzold in diesem Heft). Diese Einschätzung wird durch die Befundevon Zedler (1977)
gestützt; befragt nach pädagogischen Schwierigkeiten in der Ausbildung, nannten die
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Ausbilder, sofem sie überhaupt pädagogiscbe Schwierigkeiten zu benennen in der Lage
oder zuzugeben bereit waren, folgende Probleme: mangelnde Lembereitschaft der
Jugendhchen (20%), Unordentlichkeit am AusbUdungsplatz (14%), schlechte Leistungs¬
ergebnisse (6%) Unsauberkeit von Jugendüchen in den Sozialräumen, Leistungsabfall des
Auszubildenden, Zuspätkommen zur Ausbildung, Jugendlicher und Gruppe, Verhalten
in derBerafsschule, Nichtbeachten der Regeln der Arbeitssicherheit (S. 12-16). Hierzeigt
sich ein relativ naives, zumindest jedoch allzu pragmatisches pädagogisches Problemver¬
ständnis der Ausbilder, reduziert auf Alltags- und Diszipünprobleme, wobei hinzuzufügen
ist, daß Zedler selbst von einem wesentüch komplexeren Bild pädagogischer Situationen,
eingebunden in den politischen und ökonomischen Kontext, ausgeht (ebd., S. 47-49).
Der Zusammenhang mit der Dbkmsion um die Ziele der Berufsambildung
Abschließend soll das Problem der Ausbüderquaüfizierung in den Zusammenhang mit der
schon einleitend angesprochenen Diskussion um die Ziele der Berufsausbildung gerückt
werden, denn die Unsicherheit in der Professionalisierung der Ausbilder, die sich in den
oben referierten Befunden widerspiegelt, hängt fraglos mit der Zielproblematik zusam¬
men. Nach Zabeck (1975) bestehen die Aufgaben der Berufsausbildung darin, „die nach¬
wachsende Generation in die arbeitsteilig organisierte Gesellschaft so zu integrieren, daß
sie Bestmögliches für das ganze zu leisten vermag (AUokation) und den einzelnen zugleich
so zu qualifizieren, daß es ihm möglich ist, sich auf alle künftig zu erwartenden ökonomisch¬
technischen Veränderungsprozesse einzustellen und damit über sein ganzes Berufsleben
hinweg Funktionen zu erfüllen" (S. 102). Es geht hier nicht darum, diese Aufgabenstellung
für die Berufsausbildung mit anderen Setzungen, beispielsweise der Gewerkschaften, der
Parteien, der Arbeitgeberverbände oder der Berufspädagogen zu vergleichen; bei aUen
Unterschieden in Formulierung und Akzentuierung liegen die Gemeinsamkeiten darin,
daß im Hinblick auf das Ausbildungsziel „Erwerbsfähigkeit" und angesichts der Anforde¬
rungen des Beschäftigungssystems die Qualifizierung zu beruflicher Tüchtigkeit, die sich
ja auch aus dem Berufsbildungsgesetz ergibt, unumstritten ist. Die eingangs erwähnte
Veränderung des gesellschaftlichen Stellenwerts von Berufsausbildung Ende der 60er und
anfangs der 70er Jahre hatte auch ein neues Ziel in die Berufsausbildung eingebracht:
Berufliche Mündigkeit. Über die beiden Richtziele „berufliche Tüchtigkeit" und „beruf¬
liche Mündigkeit" besteht zwischen den für die Berufsausbildung wichtigsten geseUschaft¬
hchen Gruppen, den Parteien, den Wirtschafts- und Arbeitgeberverbänden sowie den
Arbeitnehmerorganisationen, Konsens.
Der Dissens wird jedoch bei der inhaltlichen Ausfüllung dessen, was unter Mündigkeit zu
verstehen ist, sichtbar (Lipsmeier 1978, S. 124f.). Für den Dissens um die Ziele mögen
zwei Belege stehen: Zabeck (1975, S. 108) ist der Auffassung, daß diejenigen, die der
Erziehung zur Mündigkeit in der Berufsausbildung anhängen, das „Konzept einer Be¬
rufsausbildung ohne berufliche Qualifizierung" propagieren. Mit dieser Behauptung
gelingt es ihm, den Gegensatz einer dysfunktionalen Berufsbildungsreform und einer
funktionalen Berufsbildungspolitik zu diagnostizieren. Lempert (1974, S. 929 f.) hin¬
gegen, der nach Zabeck der ersteren Position zuzurechnen wäre, vertritt unmißverständ¬
lich die Auffassung, daß als „unerläßliche Voraussetzung kompetenter Beteiligung an
betriebüchen Demokratisierungsprozessen . . . ein hohes Niveau der beruflichen Quali¬
fikationen" anzusehen sei.
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Da der Aktionsraum des Jugendüchen während und nach der Berufsausbildung über¬
wiegend der Betrieb ist, muß die Konkretisierung des Ziels „Mündigkeit" auf die Be¬
nennung von Handlungschancen in diesem zumindest zeitüch dominanten Lebensraum
des arbeitenden Menschen verwiesen werden, wobei es auch gilt, die Bedingungen zu ana¬
lysieren, die in der betriebüchen Realität die Einlösung dieses Ziels begünstigen oder er¬
schweren. So käme es unter diesem Aspekt für die Ausbilder beispielsweise darauf an,
sich verstärkt solchen Ausbüdungsmethoden zuzuwenden, die nicht das Nachmachen
fördern, also zu den Varianten der in der Ausbilderqualifizierung und in der Ausbildungs¬
praxis immer noch stark vertretenen Vierstufenmethode zählen, sondern solchen Metho¬
den, die den Auszubildenden stärker in die Verantwortung des Lernprozesses stellen und
die die Entfaltung von Mitverantwortung, Aktivität sowie soziales Lernen begünstigen
(Lipsmeier 1978, S. 112f.); Ansätze dazu sind in der betriebüchen Berufsausbüdung
schon vielfach zu erkennen (Ziebart/Müller 1975). Für die Auslegung der Handlungs¬
chancen stehen allgemein in der neueren Diskussion die Forderungen nach Demokrati¬
sierung der GeseUschaft unter Einschluß der Betriebe sowie nach Humanisierang der
Arbeit im Vordergrund. Der Interessenkonflikt, in dem der betriebüche Ausbilder steht
und der sich bislang weitgehend einer Lösung in den Qualifizierungsmaßnahmen der Aus¬
bilder entzieht, da diese Maßnahmen überwiegend von Kammern durchgeführt werden,
ist jetzt vollends sichtbar: (a) nach dem Berufsbildungsgesetz und den Ausbildungsord¬
nungen ist der Ausbilder ausschüeßüch auf das Ausbildungsziel „berufliche Tüchtigkeit"
verpflichtet; (b) nach den Erwartungen der Wirtschaft soll der Ausbilder seine Funktion
für die „Ordnung des Betriebes" wahrnehmen und die „Kritik der Gesellschaftsverände-
rer" an der geübten Praxis abweisen (Arlt 1972, S. 42); (c) nach der Position der kriti¬
schen Berafspädagogik sowie gesellschaftlich allgemein — zumindest in der Abstraktion
akzeptierter Ziele (Demokratisierung, Humanisierung) — hat der Ausbüder einen über
die engen betrieblichen Belange weit hinausgehenden Auftrag.
Diesem Interessenkonflikt kann der Ausbilder in der gegenwärtigen Konstellation der
Berufsausbildung nicht gewachsen sein. Ohne starke Eingriffe in das System der Berufs¬
ausbildung, die bildungspolitisch gegenwärtig gar nicht möglich und berafspädagogisch
darüber hinaus fragwürdig sind (Lipsmeier 1974a, S. 505), wäre auch eine Aufhebung
dieses Konflikts nur schwer vorstellbar, es sei denn, daß es geüngen würde, die berufliche
Autonomie des Ausbilders im Betrieb zu stärken — eine Strategie, die eigentlich in den
Professionalisierungsbestrebungen inbegriffen sein müßte, aber natürlich auf den starken
Widerstand der Betriebe stoßen würde. Das bisher erreichte Maß an Professionaüsierung,
so wie es sich vor allem in der nicht zuletzt durch die Ausbüdereignungsverordnung initi¬
ierten Institutionalisierang und Formalisierung des Ausbildungsganges sowie in den sich
in den letzten Jahren bildenden Berufsverbänden zeigt, ist innerhalb der berufsbildungs¬
politisch fixierten Rahmenbedingungen noch nicht so recht wirksam geworden.
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